Sozialdemokratische Partei Deutschlands
und BUNDNIS 90 / DIE GRUNEN
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Koalitionsvereinbarung und

Arbeitsprogramm
fur die Wahlperiode 2006 bis 2011



Praambel

SPD und Bindnis 90/Die Grinen wollen die erfolgreiche Zusammenarbeit in der Region
Hannover auch in der Wahlperiode 2006 - 2011 fortsetzen. Wir wollen auf Basis der
folgenden thematischen Schwerpunkte die Region weiterentwickeln:

Finanzen und Beteiligungen: Regionshaushalt weiter konsolidieren
= Der Regionshaushalt ist ein Leistungshaushalt. Es bleibt dabei: Solide Finanzen heil3t weiter
konsolidieren und trotzdem Politik gestalten.

* Aufgaben der Daseinsvorsorge wie die Regionskrankenhauser, der OPNV oder die
Abfallwirtschaft bleiben in 6ffentlicher Tragerschaft. Ihre Steuerung dient den 6ffentlichen
Interessen.

= Konzentration der vorhandenen Ressourcen auf die notwendigen Aufgaben: Die begonnene
Haushaltskonsolidierung wird konsequent weitergefiihrt, indem auch die eigenen
Anstrengungen zur Defizitreduzierung verstarkt werden.

= Die Zukunft der Region sichernde Investitionen missen trotz knapper Haushaltskassen
getatigt werden.

= Planungssicherheit und Verlasslichkeit fir Haushalte und Finanzbeziehungen fiir Region,
Stadte und Gemeinden schaffen. Faire Regionsumlage muss Sozialausgaben
bertcksichtigen.

Wirtschafts- und Beschaftigungspolitik:

Attraktivitat des Standorts sichern und weiterentwickeln

= Konsequente Nutzung und gezielte Einwerbung von Fordermitteln — insbesondere der EU.
= Weiterfuhrung von hannoverimpuls durch Vernetzung und Biindelung der Aktivitaten.

= Zusammenfiihrung von Marketing-, Tourismus- und Standortférderung in einer Gesellschaft
in der die Interessen aller 21 Kommunen bericksichtigt werden.

= Intensivierung der Existenzgriindungsaktivitaten, Weiterentwicklung der Lotsenfunktion des
Unternehmerbiros.

= Weiterentwicklung des Gewerbeflachenkonzeptes zur Profilierung und Vermarktung
bedeutsamer Gewerbeflachen.

= Ausbau der Wirtschaftszweige Umwelttechnologie und ,Silver Economy*“.

= Die Region muss die professionelle Vermarktung der Wirtschafts- und Wissensregion
Hannover vorantreiben. Nutzung des geografischen Vorteils zur Starkung der
Wirtschaftsregion.

= Steigerung der Attraktivitat des Zoos durch die Alaskalandschaft ,Yukon Bay* und
Unterstiitzung von Initiativen zur Weiterentwicklung des Zoos.

= Der Wettbewerb mit anderen Ballungsrdumen im vereinten Europa erfordert strategische
Partnerschaften. Deshalb setzen sich SPD und Griine aktiv fur das Projekt ,Metropolregion
Hannover/Braunschweig/Gottingen* ein.

Kinder in den Mittelpunkt: Vereinbarkeit von Familie und Beruf férdern

= Zur Forderung von Kindern und Familien setzt die Region auf verstarkte Zusammenarbeit mit
den Stadten, Gemeinden und Tragern.

e Schaffung neuer Betreuungsmoglichkeiten und der Ganztagsbetreuung von der Krippe bis
zum Hort.

e Maoglichkeiten betrieblicher oder betriebsnaher Betreuung ausbauen.

e Einrichtung von 1.500 neuen Tagespflegeplatzen. Darliiber hinaus wollen wir die
wechselseitige Kinderbetreuung tber Gemeindegrenzen hinweg erméglichen.

e Bis zum Jahr 2010 soll jeder und jede den Betreuungsplatz erhalten, den sie bendtigen.

e Betreuungsplatze fur Kinder von Arbeitslosen bei der Aufnahme einer Arbeit oder einer
Qualifizierungsmalnahme.



Ausbildung férdern, Arbeitslosigkeit bekdmpfen, Armut vorbeugen

Vorrang aller Forderaktivitaten haben die Sicherung und Schaffung von Beschéftigungs- und
Ausbildungsverhaltnissen im 1. Arbeitsmarkt. Gezielt und durch verstarkte Zusammenarbeit
aller Akteure werden zusatzliche Arbeit und Ausbildung unterstitzt.

Forderung durch Lohnkostenzuschiisse bei der Vermittlung von Arbeitslosen in den 1.
Arbeitsmarkt.

Ausbildungs- und Qualifizierungsmal3nahmen fir Arbeitslose statt Sozialgeld. Eigenstandige
Ausbildung durch die Berufsschulen statt Warteschleifen in einjahrigen Berufsfachschulen.

Sonderprogramme fiir Alleinerziehende fir den Wiedereinstieg in den Beruf.

Innerhalb einer Woche ist jedem Antragssteller von Arbeitslosengeld Il ein qualifiziertes
Beratungsgespréach zu ermdglichen.

Einfihrung eines kostenglinstigen Sozialtickes fur Einkommensschwache, insbesondere
Familien mit Kindern, fur den 6ffentlichen Nahverkehr innerhalb dieser Wahlperiode.

Etablierung eines zweiten Arbeitsmarktes mit langfristigen Beschaftigungsmaoglichkeiten auf
freiwilliger Basis.

Eigenstandige Rechtsform fiir die Jobcenter der Region Hannover.

Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen den Allgemeinbildenden Schulen und den
Berufsbildenden Schulen.

Klimaschutz schafft Arbeitspléatze, spart Kosten, schitzt die Umwelt

Klimaschutz ist Zukunftsaufgabe. Um den Klimawandel wirksam zu bekampfen, muss der
Ausstol3 von Treibhausgasen drastisch vermindert werden.

Ausbau der fihrenden Position der Region beim Klimaschutz.

Klimaschutz ist das Zukunftsprogramm fur die mittelstandische Wirtschaft. Klimaschutz nitzt
nicht nur der Umwelt, sondern schafft Arbeitsplatze und senkt die Energiekosten fiir
Verbraucher/innen und Betriebe.

Deutliche Erhdéhung der regionalen Foérdermittel fir den Klimaschutz an, z.B. fur die
energetische Sanierung bestehender Gebaude.

Verstarkte Realisierung von Klimaschutz- und Energetischen Sanierungsprojekten im
Rahmen von EU-Forderprogrammen (z.B. EFRE-Mittel).

Eine regionale Gesundheitsversorgung fir alle

Fortsetzung des wirtschaftlichen Konsolidierungskurses der Regionskliniken, um auch
langfristig die Offentliche Tragerschatft zu erhalten.

Erhalt der Krankenhausstandorte im Umland: Sicherstellung der wohnortnahen
Gesundheitsversorgung in Gesundheitszentren. Verzahnung stationérer und ambulanter
Angebote.

Bau eines neuen modernen Krankenhauses am Standort Siloah.

Verwaltungsreform: Burgerorientierung und Effektivitat ausbauen

SPD und Grune fiihlen sich dem Leitbild eines birgernahen kommunalen Dienstleisters
verpflichtet. Dazu werden wir die Verwaltung der Region weiter reformieren: Die Einfihrung von
Zielvereinbarungen, mehr Verantwortlichkeit, schlanke Hierarchien und teamorientiertes Arbeiten
stehen auf der Tagesordnung. Wir wollen die Ressourcen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
weiterentwickeln und verstéarkt nutzen. Dazu ist die Schaffung eines Klimas des Vertrauens, der
Stetigkeit und Verlasslichkeit innerhalb der Verwaltung notwendig.



Familienfreundliche Region — Kinderregion Hannover schaffen

Um eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu erreichen, ist die Region in der
Planungsverantwortung.

SPD und Grinen wollen dabei nicht von dem Prinzip der diesbeziglichen kommunalen
Verantwortung abrucken.

Die Region hat jedoch eine moderierende Rolle. Im Einvernehmen mit den Stadten und
Gemeinden soll daflr gesorgt werden, dass in der gesamten Region gleiche gute Bedingungen
fur Eltern und Kinder herrschen.

Es gilt, kommunale Grenzen zu tberwinden, die wohnortunabhangige Betreuung soll erreicht
werden.

Insbesondere Alleinerziehenden und in den Beruf Riickkehrenden muss der Wiedereinstieg
erleichtert werden. Hier ist die Region im Rahmen des SBG Il in der Pflicht, fur bessere
Betreuung zu sorgen.

SPD und Grine streben die Beitragsfreiheit fur Kinderbetreuungsplatze an. Dabei sind Land und
Bund in der Pflicht, diese zu finanzieren.

Einzelmalinahmen:

e Versuch einer Vereinbarung mit den 21 Stadten und Gemeinden Uber einheitliche
Kitabeitrage

e Abschluss einer Vereinbarung mit den 21 Stadten- und Gemeinden Uber eine
wohnortunabhéngige Betreuung, z.B. bei betriebsnaher Betreuung oder besonderem
padagogischen Angebot

e Umsetzung des Tagesbhetreuungsgesetzes (TAG)
e Unterstitzung und Weiterentwicklung des regionalen Bindnisses fir Familie und Beruf

¢ Vergleichbarkeit zwischen Kommunen durch Weiterentwicklung der Kitabedarfsplanung
fordern

e Forderung von Familienzentren

Jugendhilfe: Vor Ort foérdern, qualifizieren, Pravention ausbauen

SPD und Grine wollen, dass alle Stadte und Gemeinden, die ein eigenes Jugendamt vor Ort
ubernehmen kdénnen, dies auch tun. Es muss erreicht werden, dass Kommunen, die kein
Jugendamt vorhalten, finanziell nicht besser dastehen als solche, die sich ihrer Verantwortung
stellen. Ein Jugendamt vor Ort bedeutet kurze Wege fiir die Burgerinnen und Birger. Deshalb ist
uns ein ortsnaher Ansprechpartner fur Jugendhilfe-Angelegenheiten wichtig. So ist auch eine
Vernetzung und Kooperation mit der Jugendpflege, Schulen, Kindertagesstatten etc. besser
moglich. Darliber hinaus mochten SPD und Griine die Jugendarbeit besonders fordern.

EinzelmalRnahmen:
e Weiterfilhrung der regionalen Praventionsprojekte in Kitas und Schulen

o Weiterférderung der Aufklarungs- und Beratungsangebote gegen sexuellen Missbrauch von
Kindern und Jugendlichen

e Verzahnung der Jugendhilfe mit MalRnahmen der ARGE (z.B. PACE)

e Initiilerung eines Bundnisses fur Ausbildung und Qualifizierung

e Ausbau niedrigschwelliger Hilfeformen z.B. in Rahmen der sozialpadagogischen Familienhilfe
e Ausreichende Forderung freier Trager im Bereich der Jugendgerichtshilfe

e Forderung des betreuten Jugendwohnens

e Bessere Zusammenarbeit zwischen Eltern, Kindern, Jugendamt und
Jugendgesundheitspflege



e Forderung des Regionsjugendrings, Erhalt des Ferienhilfsfonds

e Wirdigung von ehrenamtlichen Jugendlichen (Juleica)

o Weiterentwicklung des Angebotes des Jugendgastehauses Gailhof
e Starkung des Regionsjugendparlamentes

Bildung und Schulen

Mit der Bildung von regionalen Kompetenzzentren in den Berufsschulen sind die Weichen fur
eine zukunftsfahige Qualitatsausbildung gestellt. SPD und Griine wollen nun die
programmatische Weiterentwicklung der beruflichen Bildung erreichen. Dies muss in enger
Abstimmung mit den regionalen Tragern der Wirtschafts- und Beschéaftigungspolitik geschehen.
Das duale System werden wir durch die weitere Forderung von Ausbildungsverbiinden und —
initiativen flr das gesamte Regionsgebiet starken. Darlber hinaus wollen SPD und Grine, dass
die Berufsschulen auch eigenstandig ausbilden kénnen.

SPD und Grine wollen die Umsetzung des regionalen Forderschulkonzeptes. Zusammen mit
den Stadten und Gemeinden, Jugenddmtern und dem Land sollen neue integrative Ansatze
entwickelt werden.

SPD und Grine wollen die medienpadagogische Arbeit in Zusammenarbeit mit dem
Landesfilmdienst weiterfihren.

Der eingeschlagene Weg zur Erhéhung der Belegungszahlen der Schullandheime soll fortgesetzt
werden. Die Schullandheime sollen erhalten bleiben.

Einzelmalinahmen:

e Erleichterung des Ubergangs von Schule zu Beruf (Leitstelle Berufliche Bildung)

e Kooperation der Berufsschulen mit den vorhandenen Bildungstragern in der Region im
Bereich des Weiterbildungsmarktes

e Gewaltpraventionsprojekte an den Berufsschulen in Kooperation aller zu Beteiligenden

e Einfuhrung eines zentralen Anmelde- und Steuerungsverfahrens fir die Vollzeitschulen zur
Beratung der Jugendlichen und Uberwachung der Schulpflicht

e Bessere Zusammenarbeit von Schulen und Jugendhilfe
o Weiterentwicklung der Forderschulen zu sonderpadagogischen Zentren
e Angemessenes Angebot wohnortnaher Forderschulen

Einwanderung und Integration —
gesellschaftlich geboten und volkswirtschaftlich sinnvoll!

Eine hohe Anzahl von Menschen in der Region Hannover ist nichtdeutscher Herkunft. Integration
ist eine zentrale Aufgabe fur die Zukunft unseres Gemeinwesens und verlangt aktive Gestaltung.
SPD und Grine verfolgen eine Politik der Integration, die die Herstellung der Chancengleichheit
aller zum Ziel hat. Insbesondere in den Bereichen Sprache, schulische und berufliche
Ausbildung, Beschaftigung und gesellschaftlicher Dialog liegen die Herausforderungen. Gerade
Jugendlichen mit Migrationshintergrund gilt unsere besondere Aufmerksamkeit.

Einzelmalnahmen:

e Unterstltzung und Verstarkung der Integrationsbemihungen auf kommunaler und regionaler
Ebene

e Verzahnung von Integrationskonzepten mit Malinahmen der Jugendarbeit zur besseren
Integration

o Hilfe zur Selbsthilfe beim Erwerb der deutschen Sprache, Intensivierung der Sprachférderung



e Weiterfilhrung der von rot-griin geschaffenen Existenzgriindungsberatung fur Migrantinnen
und Migranten

e Verstarkte Beschaftungsforderung fur Jugendliche mit Migrationshintergrund, Erhéhung der
Ausbildungsquote in Betrieben von Migranten

e Aufklarung Uber den Zugang zu sozialer und gesundheitlicher Versorgung
e Forderung von Aktivitaten, die auf birgerschaftliches Engagement und Integration setzen

¢ Entwicklung eines regionsweiten Konzeptes zur Starkung und Bekanntmachung von
innovativen Integrationsprojekten (Best Practice)

e Starkung der interkulturellen Kompetenz der Regionsmitarbeiter und Mitarbeiterinnen,
Entwicklung einer Antidiskriminierungsrichtlinie

o Reform der Auslanderstellen durch Erarbeitung eines dezentralen kundenfreundlichen
Konzeptes

¢ Entwicklung von Einstellungskriterien, die die Einstellung von Menschen mit
Migrationshintergrund fordert

o Verstarkte Kooperation zwischen den Stadten und Gemeinden bei der Unterbringung von
Flichtlingskindern zur Vermeidung einer Ghettoisierung

Gleichstellung

Gleichstellungspolitik ist Querschnittsaufgabe. Leitgedanke des Handelns von SPD und Grinen
wird daher die konsequente Anwendung des so genannten Gendermainstreaming sein. Durch
umfangreiche MaRnahmen wird auch die Region ihren Beitrag zur Herstellung der
Chancengleichheit zwischen Frauen und Mé&nnern leisten.

EinzelmalRnahmen:

e gezielte MaRnahmen der Qualifizierung und Arbeitsférderung fiir arbeitslose Frauen,
Verbesserung der Kinderbetreuung

e Schaffung eines Regionalen ,Frauenforderpreis Wirtschaft" als Anreiz fir Unternehmen

e Durchgéngige Anwendung des Gendermainstreaming in der Regionsverwaltung durch
geschlechterdifferenzierte Datenerhebung, Genderbeauftragte, Fortbildung und
Personalentwicklung, Einfiihrung eines Gleichstellungscontrollings

e geschlechtsspezifische Angebote fir Madchen und Jungen in der Jugendarbeit und in der
Berufswahlorientierung

e Unterstltzung von Unternehmerinnen- und Frauengewerbezentren

o Forderung der Beratungsstellen fir Frauen und Madchen unter Beriicksichtigung der Vielfalt
der Trager, Férderung einer Zufluchtsstatte fur von Gewalt betroffene Méadchen

o Finanzielle Sicherung der Arbeit des Frauengesundheitszentrums

Gesundheit und Krankenhauser

SPD und Grine werden das Klinikum Region Hannover auf seinem Weg, modernste
medizinische Versorgung im Interesse der Patienten zu bieten, weiter unterstitzen. Das gilt
insbesondere bei der offensiven Nutzung moderner integrierter Versorgungsformen und der
Weiterentwicklung der Krankenh&user zu regionalen Gesundheitszentren.

Wir wollen die Fortsetzung des wirtschaftlichen Konsolidierungskurses der Regionskliniken, um
auch langfristig die offentliche Tragerschaft zu erhalten.

Wir streben den Erhalt der Krankenhausstandorte im Umland an, um eine wohnortnahe
Gesundheitsversorgung in Gesundheitszentren sicherzustellen, in denen stationare und
ambulante Angebote miteinander verzahnt werden.

Am Standort Siloah soll ein neues modernes Krankenhaus entstehen.



Dem gestiegenen Bedarf an sozial-psychiatrischer Beratung muss seitens der Region
entsprochen werden. Die Arbeit der dezentralen Beratungsstellen mit dem Ziel der mdglichst
ambulanten Betreuung der Betroffenen muss gerade auch in der Flache erhalten bleiben.

Die Anstrengungen der Region im Bereich der Gesundheitsférderung sind zu forcieren. AIDS-
Beratung, Suchtpravention, jugendmedizinischer Dienst missen auch in Zukunft verlassliche

Ansprechpartner fur die Betroffenen sein.

Die Qualitdt im Rettungswesen der Region muss erhalten bleiben. Die Ausschreibung von
Leistungen ist bei Beibehaltung der Standards durchzufiihren.

Einzelmalnahmen:

Bau des neuen Krankenhauses am Standort Siloah mit modernster Medizin- und
Umwelttechnik

Starkung von Patientenrechten durch Einrichtung einer Ombudsstelle am Klinikum

Sicherstellung einer geeigneten Form der Kinderbetreuung fir die Bediensteten der
Regionskrankenh&user

Fortfuhrung des Energie- und Umwelteffizienzprogramms am Klinikum
Einbindung der Beschéftigten bei der Qualitats- und Fortentwicklung des Klinikums.

Finanzielle Absicherung des Netzwerks aus stationarer Palliativversorgung, Hospizarbeit und
ambulanten Fachdiensten

Aufbau ambulanter Angebote und Dienste fir Demenzkranke und ihre Angehdérigen zur
Vermeidung stationarer Unterbringung

Erhalt der sozial-psychiatrischen Beratungsstellen mit ausreichend qualifiziertem Personal
Unterstitzung von Selbsthilfegruppen, die eine selbststandige Lebensfiihrung ermdglichen
Absicherung der Arbeit der Beratungsangebote freier Trager durch vertragliche Regelungen

Absicherung der finanziellen Mittel fur die Drogenarbeit, fir ambulante und teilstationére
Angebote, vor allem auch freier Trager

Verstarkte Hilfe fir drogenabhéngige Arbeitslosengeld II-Bezieher bei der Vermittlung von
Beratung und Therapien

Absicherung der medizinischen Versorgung in Schwerpunktpraxen, Institutsambulanzen und
integrierten Versorgungseinrichtungen fir Suchtabhangige

Weiterfihrung des Suchtpraventionsprogramms der Region in Kindertagesstatten und
Schulen

Prozessoptimierung im Fachbereich Gesundheit durch weniger Blrokratie und mehr
Kundenorientierung

Soziale Region: Ausbildung und Beschaftigung fordern,
Arbeitslosigkeit bekampfen

Schwerpunkt fur SPD und Grine ist der Abbau der Jugendarbeitslosigkeit. Wir wollen ein
»BUndnis fir Ausbildung und Qualifizierung“, damit kein Jugendlicher ohne
Ausbildungsperspektive bleibt.

Durch Hilfe zur Selbsthilfe wollen wir mit konkreten Projekten Arbeitslose in Arbeit bringen und
Hilfeempfanger aus der Abh&ngigkeit von Sozialtransfers befreien. Fir uns gilt das Prinzip: Arbeit
und Qualifizierung statt Sozialgeld.

Die Vermittlung von Arbeitslosen in sozialversicherungspflichtige Arbeitsplatze (1. Arbeitsmarkt)
ist als vorrangig anzusehen.

Unser besonderes Augenmerk gilt dabei den ,Unter 25-Jahrigen“und &lteren Arbeithehmerinnen
und Arbeitnehmern und deren Familien.



Nach dem organisatorischen Aufbau der Job-Center wird der Schwerpunkt darauf liegen, das
regionale Konzept fur Eingliederungs- und Beschaftigungspolitik umzusetzen. Hierzu sind eine
konsequente Ausrichtung auf den Unternehmenssektor und eine engere Verzahnung mit den
Tragern der regionalen Beschaftigungspolitik notwendig.

EinzelmalRnahmen:
e Einsatz von Lohnkostenzuschussen fir Arbeitgeber zur Vermittlung in den 1. Arbeitsmarkt

¢ Ausreichende Weiterbildungs- und Ausbildungsangebote fir die Betroffenen — 1 Euro Jobs
nur als letztes Mittel

e Sofortvermittlung von unter 25-Jahrigen
o Verstarkte Forderung von Alleinerziehenden, Ausbau der Kinderbetreuung
¢ Langfristige Beschéaftigungsmdglichkeiten fur Gber 55-Jahrige

e Jede/r Neuantragesteller/in soll innerhalb von sechs Tagen eine qualifizierte Beratung
erhalten

o Verstarkte Zusammenarbeit mit den regionalen Beschéftigungstragern, z.B. bei der
Angebotsentwicklung und den Qualifizierungsplanen fiur Arbeitslose

o Erhalt der wohnortnahen und bedarfsorientierten Angebotsstruktur in den dezentralen
Jobcentern

¢ Innerhalb dieser Wahlperiode soll es fur Einkommensschwache, insbesondere Familien mit
Kindern, ein kostenglnstiges Sozialticket fur den offentlichen Nahverkehr geben

e Fdrderung von Ausbildung z. B. durch Unterstitzung von Ausbildungsverbiinden und
Jugendwerkstatten

e Verbesserung der Beratungsqualitat in den Jobcentern der Region: Einsetzung eines
zentralen Ansprechpartners, der die Interessen der Antragstellenden vertritt

e Die Jobcenter der Region missen eine eigenstandige Rechtsform erhalten

Soziale Region: Hilfe zur Selbsthilfe, Armut vermeiden

SPD und Grline vertreten ein modernes Konzept der Daseinsvorsorge, in dessen Mittelpunkt der
Mensch steht. Die Burgerinnen und Burger missen sich darauf verlassen kdnnen, dass Staat
und Gesellschaft solidarisch handeln und fir faire Chancen sorgen.

Das Leitbild ,Hilfe zur Selbsthilfe* ist in der Praxis durch konkrete Projekte mit Leben flllen.

Angesichts der demografischen Entwicklung muss der Pflegebedarf an die zukiinftige
Entwicklung angepasst werden. Dabei gilt das Prinzip: ambulant vor stationar.

EinzelmalRnahmen:

e Ausbau ambulanter Hilfen fur altere Menschen statt Aufnahme im Pflegeheim
e Vorrang der aktivierenden Pflege im stationdren Bereich

e Einsatz der Haushaltsmittel gezielt und kostenbewusst

e Absicherung des sozialen Wohnungsbaus

e Unterstitzung von MalBhahmen zur Vermeidung von Wohnungslosigkeit durch "Begleitetes
Wohnen" oder ,Betreutes Wohnen*

¢ Maflnahmen gegen die dauerhafte Unterbringung von Obdachlosen in so genannten
»Obdachlosensiedlungen*

o Ausbau des bestehenden Netzes von Schuldnerberatungsstellen

e Umstellung der Beihilfen im Sozialbereich auf mehrjéahrige Leistungsvereinbarungen mit den
freien Tragern und Finanzierung aus den Ansatzen des Sozialhaushaltes

e Unterstutzung des Seniorenbeirates der Region Hannover

¢ Umsetzung des Konzeptes zur besseren Steuerung der Eingliederungshilfen fur behinderte
Menschen



Behindertenpolitik in der Region: Aktive Teilhabe ermdglichen

Neben den kommunalen Anstrengungen muss die Region ihren Beitrag dazu leisten, Menschen
mit Behinderungen die Teilhabe am 6ffentlichen und gesellschaftlichen Leben zu ermdglichen.

EinzelmalRnahmen:
e Erhalt der Hilfen fir den behindertengerechten Ausbau von Wohnungen

e Weiterfuhrung des behindertengerechten Ausbaus des 6ffentlichen Nahverkehrs,
behindertengerechte Ausstattung von Bussen und Bahnen

e Weiterfihrung der regionalen Mobilitatshilfe fir Schwerstbehinderte

e Einbeziehung von Behindertenvertretern bei Planungen, z.B. bei der Sozial- und
Pflegeplanung

Wirtschafts- und Beschéaftigungspolitik:
Attraktivitat des Standorts sichern und weiterentwickeln

Die Region hat gunstige Standortmerkmale. Um sie weiter auszubauen, suchen wir die
partnerschaftliche Zusammenarbeit mit EU, Bund, Land, Wirtschaft und Wissenschaft. Durch
eine professionelle Vermarktung der Wirtschafts- und Wissensregion wollen wir erreichen, dass
die Menschen weiter gern in der Region Hannover leben, sie fiir Unternehmen auch kiinftig
attraktiv bleibt, neue Unternehmensgrindungen und Ansiedlungen fordert.

Mit hannoverimpuls fordert die Region Hannover die Schaffung von neuen Arbeitsplatzen in
Branchen, die ein hohes Potential versprechen. Die Region konzentriert ihre Krafte bei
hannoverimpuls mit dem Ziel, sich durch Vernetzung, Biindelung der Aktivitdten und speziellen
Mafinahmen zukunftsgerecht im Wettbewerb zu positionieren und dem Wirtschaftsraum ein
unverwechselbares Profil zu verleihen. Dabei gilt es, den Einsatz der Mittel laufend zu
Uberprifen und gegebenenfalls zu optimieren.

SPD und Grine wollen die Zusammenarbeit der Region mit allen 21 Stadten und Gemeinden in
der Region weiterentwickeln. Wir wollen eine stérkere Kooperation und Steuerung bei der
Tourismusforderung, beim Standort- und Regionsmarketing. Die Marketing-, Tourismus- und
Standortférderung soll in einer Gesellschaft zusammengefihrt werden, in der die Interessen aller
21 Kommunen gewahrleistet sind. Dort, wo Parallelstrukturen vorhanden sind, sollen diese
abgebaut werden. Die Zusammenarbeit in wirtschaftspolitischen Fragen zwischen Region und
Kommunen ist weiter zu intensivieren.

Den begonnenen Weg zur Integration, Strukturierung und Steuerung aller Einrichtungen der
Existenzgrindungsberatung werden SPD und Griine fortsetzen. Die erfolgreiche Arbeit des
Unternehmerblros wird fortgefihrt.

Ausgehend vom intraregionalen Wettbewerb der Standorte in der Region Hannover, wollen wir
die Starkung der intraregionalen und Institutionen Ubergreifenden Kooperation aller in der
Wirtschaftsforderung tatigen Akteure erreichen. Dazu ist u.a. das Gewerbeflachenkonzept der
Region zur Profilierung und Vermarktung bedeutsamer Gewerbeflachen weiterzuentwickeln.

SPD und Grine wollen neue Wirtschaftszweige férdern: Dazu sind u.a. Umwelttechnologien
auszubauen und die so genannte ,Silver Economy* als Wirtschaftszweig, der speziell
Dienstleistungen fur altere Menschen anbietet, zu etablieren.

EinzelmalRnahmen:

e Vereinigung von Marketing, Tourismus und Standortférderung in der regionalen
Wirtschaftsforderung und langfristig Zusammenfihrung in einer Gesellschaft

e Erhaltung und Ausbau neuer Arbeitsplatze im Bereich der Umwelttechnologien, Férderung
von Unternehmen im Bereich Umwelttechnologien

e Weiterfiihrung des Programms Oko-Profit
¢ Die Gender-Mainstreaming-Initiative bei hannoverimpuls wird fortgesetzt.



Einrichtung einer gemeinsamen Marketing-AG fiir die gesamte Region Hannover, die die
Interessen aller 21 Kommunen der Region Hannover bertcksichtigt

Schaffung eines eigenen, erkennbaren Profils fir die Tourismusregion Hannover, u.a. durch
gemeinsame Projektthemen als verbindende Elemente und durch einzelne Grol3projekte, wie
z. B. die Gartenregion 2009, Aufbau eines touristischen ,Erlebnisraumes Hannover*
Gemeinsamer Vertrieb regionaler touristischer Produkte

Bildung eines Netzwerkes mit etablierten Projekttragern, Unternehmen, Gewerkschaften
Wirtschaftsverbanden, den regionalen Kammern und dem Job-Center Region Hannover mit

dem Ziel, die finanzielle Férderung der EU, des Bundes und des Landes systematisch
miteinander zu verzahnen

Verstarkte Kooperation der Einrichtungen der Wirtschaftsforderung sowie der wirtschafts-und
wissenschaftsnahen Institutionen

Verbesserung der Rahmenbedingungen fur Neuansiedlungen von Betrieben und
Bestandspflege vor Ort durch die Lotsenfunktion des Unternehmerbiros

Einbindung des TCH in das Gesamtkonzept von hannoverimpuls, Weiterentwicklung von
Zielgruppenspezifischen Angeboten

Grundungsfinanzierung verbessern durch Sicherung und Erweiterung des hannover-
innovation-fonds (hif)

Existenzgrindungen fur Migrantinnen und Migranten fordern

Kleine und mittlere Unternehmen (KMU) férdern

Forderung von Netzwerken zum Wissenstransfer

Anbieten von Qualifizierungsmaflinahmen (Lebenslanges Lernen, Generationswechsel,

Technologieanwendung) sowie Verknipfung arbeits- und strukturpolitischer MalRnahmen z.B.
in der EU-FOrderung in Kooperation mit dem Job-Center Region Hannover

Schaffung eines regionalen Flachenpools fiir zukiinftige Gewerbeflachen, Unterstiitzung der
Bildung interkommunaler Gewerbegebiete

Steuerung und Férderung des zukinftigen Flachenbedarfs, z.B. durch funktionellen
Ausgleich fur Gemeinden, die auf die Ausweisung eigener Gewerbegebiete verzichten, da sie
nicht an den vereinbarten begtinstigten Entwicklungsorten liegen

Strategische Neuausrichtung der Hannover Region Grundstlicksgesellschaft (HRG) unter
Uberprifung ihrer regionsrelevanten Aufgaben, Forderung des Logistikstandortes Region
Hannover

Klimaschutzregion Hannover

Klimaschutz und der Einsatz regenerativer Energien sind Schwerpunkte rot-griiner
Regionspolitik. Als Wirtschaftsfaktor gewinnen sie in der Region Hannover zunehmend an
Bedeutung, wovon besonders kleine und mittlere Unternehmen profitieren, denn Klimaschutz ist
mehr als Umweltschutz. Sie stellen entscheidende Elemente beim Umweltschutz dar und dienen
der Sicherung und Verbesserung von Lebensqualitat der Bevolkerung. Dem weltweiten
Klimawandel gilt es auch regional entgegenzuwirken.

Daher setzen wir uns fir die Verstarkung der Klimaschutzaktivitaten der Region ein.

Einzelmalnahmen:
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Zur Forderung von KlimaschutzmalBhahmen werden jahrlich 1 Mio. Euro zur Verfigung
gestellt

Fortsetzung der Arbeit der Klimaschutzagentur
Forderung von Klimaschutzprogrammen (z.B. CO,-Minderungsstudie) in der Region

Energiemanagement inklusive energetischer Sanierung der regionseigenen Gebaude und
des Gebaudebestandes der Beteiligungsgesellschaften ausbauen

Energetische Sanierung von (Vereins-)Sportstatten im Programm Ecosport weiterfiihren



Unterstutzung des Programms ,Gut beraten starten* der Klimaschutzagentur mit kostenloser,
unabhangiger Energieberatung in allen Regionskommunen

Visualisierung innovativer Anlagen an exponierten Stellen

Biomasse als erneuerbaren Energietrager (z.B. zur Biogasherstellung) unter
Beriicksichtigung der Umweltvertraglichkeit fordern

Unterstutzung der Geothermieforschung
Unterstlitzung von Solarenergie

Stabilisierung der Windenergie durch Schwerpunkt auf Ersatz alterer Anlagen durch
leistungsfahigere neue Anlagen und durch bessere Ausnutzung vorhandener Standorte

Natur- und Landschaftsschutz weiterentwickeln

Die Region leistet mit ihren 34 Naturschutz- und 84 Landschaftsschutzgebieten einen wichtigen
Beitrag fur den Erhalt der Umwelt.

Landschafts- und Naturschutz unterstiitzen aber auch Naherholung und regionalen Tourismus.
Die Ziele des Landschafts- und Naturschutzes durfen jedoch nicht wirtschaftlichen Zwangen
untergeordnet werden. Allerdings sollen wirtschaftliche Interessen und andere
Nutzungsanspriche kinftig intensiver in Dialoge einbezogen werden. Forderungen nach
Herausnahme mussen im Einzelfall geprift werden. Grundsatzlich setzen sich SPD und Griine
fur den Erhalt der Schutzgebiete ein.

Einzelmalnahmen:
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Erhaltung, Pflege und Entwicklung von Gebieten fur den Natur- und Artenschutz, Vernetzung
schitzenswerter Lebensraume durch Biotopverbund

Bereitstellung ausreichender Mittel fir PflegemaRnahmen und den Ankauf von Flachen fir
Naturschutzzwecke, Errichtung von Pufferzonen

Erhalt extensiver landwirtschaftlicher Nutzungsformen, insbesondere Entwicklung und
Umsetzung von Schutzprogrammen fir Griinland

Einbindung der Landwirtschaft in die Landschaftspflege

Konzeption und Durchfiihrung von ArtenschutzmalRnahmen, Erhalt von artenreichen
Wildnisflachen in urbanen Bereichen

Forderung des Moorschutzes, rasche Wiedervernassung von Torfabbauflachen, keine
Neugenehmigung von Torfabbau

Starkere Férderung des ehrenamtlichen Naturschutzes
Aktive Umweltinformationspolitik und Férderung der Umweltbildung
Beteiligung an der Errichtung und dem Betrieb von Naturschutzstationen

Weiterfilhrung des Beratungsprojektes Okoprofit, einer Hilfe zur Selbsthilfe fir Betriebe, um
durch Umweltschutz Kosten zu sparen

Unterstitzung der Vermarktung 6kologischer Lebensmittel aus der Region Hannover
Starkere Ausnutzung von Drittmitteln, z. B. der EU, fur Naturschutzmal3nahmen

Fortfuhrung von Sanierungen verseuchten Bodens entsprechend einer regionsweiten
Prioritatenliste

Nachnutzung von Bodenabbauten fur den Natur- und Artenschutz

Strikte Uberwachung von Gewassereinleitungen und Anlagen mit Wasser gefahrdenden
Stoffen

Fortsetzung der Férderung der naturnahen Entwicklung von Gewdassern durch Renaturierung
und der Ausweisung von Gewdasserrandstreifen

Wirksame Kontrolle des Schadstoffausstof3es und Reduzierung von Luftschadstoffen
Kauf schadstoffarmer Modelle bei Neubeschaffungen von Kraftfahrzeugen fur die Region



Zukunftsfahige Abfallwirtschaft

SPD und Grline setzen sich dafir ein, dass die Abfallwirtschaft auch in Zukunft in 6ffentlicher
Rechtsform betrieben wird und damit eine zuverlassige, verantwortungsvolle und kostengiinstige
Entsorgung sichergestellt wird.

SPD und Grinen wollen, dass in der ndchsten Wahlperiode die Abfallvermeidung in den
Vordergrund gerlckt wird. Abfallvermeidung nitzt nicht nur der Umwelt, sondern spart auch
Kosten bei Verbraucherinnen, Verbrauchern und Betrieben.

EinzelmalRnahmen:
e Verursachergerechte und konstante Abfallgebihren

¢ Vervollstandigung des Netzes der Wertstoffhdfe insbesondere mit dem Ziel einer besseren
Versorgung der nordlichen Region

e Verbesserung der Serviceangebote: Auf Wunsch z. B. Container fir Altpapier und fir
Kunststoffe/Metalle

e Verstarkung der Offentlichkeitsarbeit zur Abfallvermeidung und Verwertung
e Ausweitung der Beratung zur Vermeidung und Verwertung von Abféllen

e Weiterfiihrung von Okoprofit, einem Beratungsprojekt fir Betriebe zur Schonung der
Okologischen und finanziellen Ressourcen

e Unterstitzung von Projekten zur Wiederverwertung, z. B. Bauteil-, MObel-, Gebrauchtbérsen

e Versuchsweise Ausweitung der Biotonne und der Tonnenabfuhr auf verdichtete Wohngebiete
im Umland, um die einzusammelnden Restabfélle zu verringern

e Leitbild aha: Ressourcenschonende Beschaffung, umweltfreundlicher Fuhrpark

o Bessere Vermarktung des Biokompostes, Ausgabe auf den Wertstoffhtfen

e Intensive Zusammenarbeit/Kooperation aller Beteiligen bei der Kontrolle der MVA Lahe
e Schaffung einer ,Taskforce aha" zur Bekampfung illegaler Millablagerung

Naherholung

Regionale Naherholung als ein System der wohnort- und arbeitsplatznahen Erholung bringt allen
Kommunen Standortvorteile und erhoht die Lebensqualitat. Die Naherholung ist au3erdem ein
bedeutender Faktor fir Ansiedlungen von Unternehmen. Sie tragt mit ihrem positiven Image
maf3geblich zum wirtschaftlichen Wachstum der Region bei. Naherholung niitzt aber auch der
Umwelt.

Fur die Starkung des regionalen und Uberregionalen Tourismus sehen wir die Vorbereitung und
Durchfuhrung des Events Gartenregion 2009 als zentrales Projekt, das Attraktionen in
Gartenkunst, Theater und Musik, Museen und Kleinkunst prasentieren soll.

Alle regionsangehdrigen Stadte und Gemeinden stellen gemeinsam die Leuchttiirme in der
Region wie Herrenhduser Garten und Zoo und die vorhandenen tbrigen Garten-, Park- und
Landschaftsraume als touristisches Potential der Region Hannover dar.

Wir erwarten von der Gartenregion 2009 eine Férderung des Tourismus und eine Starkung der
Regionsidentitdt. Deshalb werden wir dieses Projekt nach Kraften férdern und vorantreiben.

SPD und Grunen befurworten den Ausbau des Zoos durch die Alaskalandschaft , Yukon Bay*
und werden in diesem Sinne alle Initiativen zur Weiterentwicklung des Zoos unterstiitzen und
sich aktiv fur eine EU-F6rderung des Projektes einsetzen.

Sport und Freizeit genieRen einen hohen Stellenwert bei den Birgerinnen und Birgern, den es
weiter zu entwickeln gilt.
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Einzelmalinahmen:

e Unterstitzung der Kommunen bei der Realisierung attraktiver Projekte und Forderung der
Vereine, Verbande etc. bei ihren Aktivitaten zur Gartenregion 2009

¢ Intensivierung der Zusammenarbeit des Bereiches Naherholung mit der Wirtschaftsférderung
und dem Tourismus

¢ Nachhaltige Sicherung einzelner Projekte der Gartenregion, damit sie auch nach 2009 der
Bevodlkerung noch zur Erholung zur Verfiigung stehen

e Leistung der Anschubfinanzierungen fur Naherholungsprojekte mit regionaler Ausstrahlung
e Forderung regionaler Konzepte (z. B. Umweltvertragliche Naherholungskonzepte)

e Fortfihrung des eigenstandigen regionalen (Freizeit-) Ful3- und Radwegenetzes (wie
Deisterkreisel, Gruner Ring), Schaffung einheitlicher Leit- und Informationssysteme

e Sicherung und Unterstitzung des Ausbaus der Themenrouten (z.B. Route der Industriekultur,
Muhlenroute, Erlebnisroute, Welfenweg)

e Unterstitzung und Férderung von Naherholungsprojekten entlang der Routen
e Sport- und Freizeitregion ausbauen

Verkehr: Mobilitat fur alle erhalten und ausbauen

Die Region Hannover verflgt Uber einen leistungsfahigen, kundenfreundlichen und
preisgunstigen offentlichen Personennahverkehr. Diese Qualitat gilt es zu erhalten. SPD und
Grine setzen sich — unter dem Vorbehalt der Finanzierbarkeit — fir einen Ausbau der
Infrastruktur ein. Insbesondere die Herstellung der Barrierefreiheit, z.B. durch Ausriistung der
Haltestellen mit Aufziigen und mit Hochbahnsteigen gemanR dem Fahrgastaufkommen, ist unser
Ziel.

Wir bekennen uns zu offentlichen Verkehrsunternehmen als Beitrag zur Daseinsvorsorge. Die
Kontrolle durch die Region sichert hohe Standards und vermeidet Qualitatseinbul3en.

Nach der erfolgten Einfihrung der Regionaltarife mit den benachbarten Landkreisen fir
Monatskartenbesitzer, wollen wir in der neuen Wahlperiode den Einstieg in den durchgehenden
Bar-Tarif Uber die Regionsgrenzen hinaus einfuhren.

Auch kunftig konzentriert die Region die Siedlungs- und Gewerbeentwicklung entlang der
Schienenwege, um u.a. die Kosten fir den OPNV (iberschaubar zu halten.

Das regionale Radwegenetz wollen wir unterhalten und Liicken schliel3en.

Die Unterhaltung der Kreisstral3en muss gewahrleistet bleiben. Wenn hier nicht rechtzeitig
investiert wird, sind gewaltige Folgekosten zu beflrchten.

Einzelmallinahmen:

e Sicherung eines angemessenen und verlasslichen Einsatzes behindertengerechter
Fahrzeuge

e Fahrgastbetreuer/-innen und Schaffner/-innen in Bahnen und Bussen zur Gewahrleistung
von mehr Service und Sicherheit einsetzen

e Ausbau des Notrufanlagensystems

¢ Einflhrung eines Gemeinschaftstarifes fur die Metropolregion Hannover-Braunschweig-
Gottingen, Erweiterung der Kooperationstarife

e Innerhalb dieser Wahlperiode soll es fur Einkommensschwache, insbesondere Familien mit
Kindern, ein kostengunstiges Sozialticket fir den 6ffentlichen Nahverkehr geben

e Schaffung eines durchgangigen Netzes von Radwegen durch die ganze Region

¢ Sichere und umfassende Abstellmdglichkeiten fir Fahrrader, Weiterfihrung des
Fahrradgaragen-Programms an Bahnhéfen

e Verbesserung der Mdglichkeiten zur Mitnahme von Radern in Bussen der RegioBus
Hannover GmbH

e Starkung von Fahrgastrechten durch Garantien fir Kundinnen und Kunden
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Bessere Einbindung des OPNV-Rates in die politische Arbeit

Programm zur Sicherheit und Sauberkeit an samtlichen Haltestellen

OPNV mit Carsharing-Modellen verkniipfen

Berticksichtigung von Mobilitdtsbedurfnissen von Frauen und jungen Menschen

Fir den landlichen Raum sind zusatzlich alternative Modelle wie Ruftaxis, Anrufsammeltaxis
etc. einzusetzen, um die Anbindung aller Gemeinden an den Offentlichen
Personennahverkehr zu gewahrleisten

Erreichbarkeit der touristischen Ziele mit dem Nahverkehr fordern

Forderung der planerischen und finanziellen Einbindung bestimmter Freizeiteinrichtungen an
der Verkehrsanbindung mit dem Nahverkehr z. B. durch Shuttle, Kleinbahnen, etc.

Einfihrung einer HannoverRegionsCard
Regionsstralenverkehr und -management 6kologisch und 6konomisch gestalten

Unterstitzung der Kommunen bei der Verminderung des LKW-Durchgangsverkehrs.
Gegebenenfalls missen Ortsumgehungen gebaut werden. Fur die Maut-bedingten
Verlagerungen fordern wir einen Kostenausgleich

Kein Bau oder Ausbau von Straflden parallel zu Schienenverbindungen/S-Bahnstrangen

Forderung von Guterverkehrs- und Logistikzentren, sinnvoller Einsatz des kombinierten
Ladungsverkehrs

Regionalplanung sichert Lebensqualitat

Die Regionalplanung hat auch kinftig eine wesentliche Bedeutung fir den Erhalt und die
Verbesserung der Lebensqualitat in der gesamten Region.

Die groRte Herausforderung der nachsten Jahre stellt der Umgang mit dem demographischen
Wandel dar. Diese Veranderungen gilt es aufzugreifen und mit neuen Ansatzen und
Entwicklungsstrategien in der Siedlungspolitik, der Raumordnung und bei den
Infrastruktureinrichtungen zu begegnen.

EinzelmalRnahmen:
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Ausrichtung der Siedlungsentwicklung auf die S-Bahn und Stadt-Bahn-Haltestellen, um
Umstieg auf den OPNV zu fordern

Verhinderung der Zersiedelung der Landschaft, Siedlungsentwicklung soll nur dort
stattfinden, wo auch in Zukunft eine ausreichende infrastrukturelle Versorgung sichergestellt
ist

Anordnung regionaler Gewerbegebiete, wo sie fur Investoren interessant sind und
gleichzeitig wertvolle Landschaftsrdume am wenigsten beeintréachtigen

Prufung, ob ein Verzicht auf eine stadtebauliche Entwicklung einzelner Kommunen zu einem
fairen Ausgleich durch die Region fihren muss

Regionaler Ausgleich in der Planung — auch im Interesse der Stadte und Gemeinden. Alle
Infrastrukturangebote soll es in der Region in ausreichender Anzahl und gut erreichbar geben

Berlicksichtung der Bedurfnisse alterer und mobilitatseingeschrankter Menschen durch
Herstellung von Barrierefreiheit

Erhalten der Lebensqualitat im l&andlichen Raum durch Konzentration des Zuwachses auf
bestehende Siedlungen und Schutz von freien Flachen

Perspektiven fur den landlichen Raum durch Forderung der nachhaltigen Produktion in
Landwirtschaft, Erndhrungs- und Veredelungsindustrie entwickeln

Forderung der Entwicklung zukunftsfahiger, nachhaltiger und moderner Konzepte in der
Regionalplanung

Forderung der Rolle der Region Hannover als Moderator bei Fragen der Regionalplanung
Begrenzung der Siedlungsflachenzunahme entsprechend des RROP



o Forderung der Fortsetzung der regionalen Leitprojekte zur Siedlungsentwicklung auch unter
dem Ansatz des Aktionsplans ,Demografischer Wandel“ fur die Innenentwicklung, bei der
Brachenentwicklung und im Riickbau

e Freiraumsicherung und Freiflachenweiterentwicklung fur ein Freiflachenverbundsystem
e Unterstutzung der Kommunen in Fachfragen
e Einfuhrung eines Brachenmanagement

e Uberarbeitung des OPNV-Netzes in Hinsicht auf intelligente, wirtschaftlich sinnvolle und
sozialorientierte Losungen fir den landlichen Raum unter Beriicksichtigung des
demografischen Wandels

e Einsatz fUr den Erhalt lokaler Naherholungsgebiete

e Erhalt und Starkung auch von dezentralen Infrastruktureinrichtungen z. B. Einzelhandel und
Dienstleistungen

o Forderung der Vermarktung von Produkten aus regionaler Erzeugung

Metropolregion starken

Der Wettbewerb mit anderen Ballungsraumen im vereinten Europa erfordert strategische
Partnerschaften. Deshalb setzen sich SPD und Grline aktiv fiir das Projekt ,Metropolregion
Hannover/Braunschweig/Gaéttingen” ein.

Zusammen mit anderen Standorten wollen wir diesen 3,8 Millionen Einwohner starken
Ballungsraum positionieren. Wir wollen ihn fit machen fir den Wettbewerb der Wirtschaftsraume
und der Entwicklung gemeinsamer Aktivitaten.

Es wird darauf ankommen, die Metropolregion Hannover/Braunschweig/Goéttingen noch starker
nach aul3en zu starken.

EinzelmalRnahmen:

e Ubernahme des Stadtenetzes in die Metropolregion Hannover-Braunschweig-Gottingen
e Einbindung der kleineren Kommunen und der ,Flache” in den Metropolisierungsprozess
e Beteiligung der Offentlichkeit am Prozess der Metropolregionsentwicklung

e Demokratisierung (Beteiligung der Politik)

e Transparenz (breite Offentlichkeitsarbeit und Informationspolitik der Metropolregion)

e Forderung des Austausches der Region Hannover mit anderen Regionen im Inland

e Schaffung und Sicherung von Gremien zum interregionalen Austausch (z.B. regelmalige
gemeinsame Ausschisse)

e Unterstlitzung von Partnerschaften mit anderen Regionen
e Ausbau von Klimaschutzaktivitaten auch in der Metropolregion

Regionale Kultur starken

Die Anstrengungen auf kulturellem Gebiet, die Schaffung eines unverwechselbaren Angebotes,
sind eine wichtige Voraussetzung fir die Region Hannover im Wettstreit der Metropolregionen,
wenn es darum geht, national und international Aufmerksamkeit auf sich zu lenken
(Standortfaktor). Die Region soll deshalb herausragende kulturelle Ereignisse und Einrichtungen
besonders fordern. Es geht auch darum, durch die Schéarfung eines eigenen kulturellen Profils
eine gemeinsame regionale Identitat zu férdern.

Die Region muss ihren Beitrag zur Erinnerungskultur leisten: Die Zukunft der
Gedenkstattenarbeit muss weiterentwickelt werden.

Einzelmalinahmen:

e Verstarkt eigene Schwerpunkte in den einzelnen Kunstsparten setzen und damit strukturell
und nachhaltig das Angebot zu verbessern
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e Forderung von jungen Kinstlerinnen und Kinstlern

¢ Ausreichende finanzielle Mittel zur Durchfihrung eigener Veranstaltungsreihen in
Zusammenarbeit mit den 21 Kommunen zur Starkung des Regionsgedankens

e Entwicklung von Richtlinien zur Schaffung von Transparenz bei der Vergabe der Fordermittel
des Landes durch die Region.

o Verstarkte Kooperation mit der Landeshauptstadt Hannover und den anderen Kommunen bei
der Durchfiihrung regionaler Kulturveranstaltungen

¢ Weiterfilhrung des beschlossenen Ausbaus der Gedenkstéatte Ahlem zu einem regionalen
Zentrum der Erinnerungskultur der Region Hannover und Férderung der Schulerprojektarbeit,
Aufzeichnung und Herausgabe von Zeitzeugenaussagen der Uberlebenden

e Vernetzung der Aktivitdten zur Erinnerungskultur in Zusammenarbeit mit der
Landeshauptstadt Hannover und unter Einbeziehung von birgerschaftlichem Engagement
durch das ,Netzwerk Erinnerung und Zukunft* in der Region Hannover

Finanzen und Beteiligungen

SPD und Grine fordern eine strukturelle Verbesserung der Gemeindefinanzen und einen Abbau
der die Kommunen belastenden Normen und Standards bzw. angemessene Kostenerstattung.

Wir setzen uns dafur ein, dass das Konnexitatsprinzip auch fur Europa- und Bundesaufgaben
gilt.
Eine wesentliche Ursache fiir die Finanzsituation ist der demografische Wandel und dessen

Auswirkungen auf die sozialen Sicherungssysteme. Diese Entwicklung darf nicht wie bisher
Uberproportional von der Region und den kommunalen Haushalten getragen werden.

Gleichzeitig muss die Region im Rahmen der finanziellen Mdglichkeiten die Daseinsvorsorge fur
die Burger und Burgerinnen gewahrleisten.

Alle Einsparmoéglichkeiten sind zu realisieren und die vorhandenen Ressourcen mussen auf die
notwendigen Aufgaben konzentriert werden.

Die fehlenden Mittel fur die Instandhaltung von Gebauden, Anlagen und Straf3en dirfen nicht zu
einem Substanzverzehr des kommunalen Vermdgens fuhren. Mit langfristigen
Instandhaltungsprogrammen muss gegengesteuert werden.

Aufgaben der Daseinsvorsorge wie die Regionskrankenh&user, der OPNV und die
Abfallwirtschaft missen in offentlicher Tragerschaft bleiben, da eine den 6ffentlichen Interessen
dienende Steuerung erfolgen muss. Offentliche Tragerschaft und privatwirtschaftliche
Kooperation stehen nicht im Widerspruch zu Effizienz und Wirtschaftlichkeit. Privatisierungen aus
ideologischen Griinden lehnen wir ab.

Trotz knapper Finanzen missen Investitionen, die die Zukunft der Region sichern, getatigt
werden.

Um eine dauerhafte Planungssicherheit der Region Hannover zu bewerkstelligen, ist zu
untersuchen, inwiefern die so genannte Regionsumlage - unter verlasslicher Beriicksichtigung
der Sozialausgaben - zu gestalten ist.

Einzelmallinahmen:

e Die begonnene Haushaltskonsolidierung muss weitergefuhrt werden, die eigenen
Anstrengungen zur Defizitreduzierung missen verstarkt werden

e Abschluss von mehrjahrigen Leistungs- und Zuwendungsvereinbarungen zur besseren
Steuerung der Aufgaben

e Schaffung der wirtschaftlichen Voraussetzungen fur eine marktorientierte Direktvergabe beim
offentlichen Nahverkehr

o Hohere Gewinnabfiihrung bei solventen Tochtergesellschaften an die Region zur
Haushaltsentlastung
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e Trotz schwieriger Haushaltslage muss die Summe der Beihilfen fur Initiativen, Verbande und
freie Trager auf dem Stand von 2006 erhalten bleiben

¢ Realisierung von PPP-Modellen, wenn sie sinnvoll und wirtschaftlich sind

Verwaltungsreform, Personal und Organisation

Mit der Regionsgriindung ist der Prozess der Verwaltungsreform in Gang gesetzt worden. Nach
dem Abschluss des Zusammenwachsens der Verwaltung wird es in der Wahlperiode 2006-2011
darum gehen, die Effektivitat und Burgerorientierung weiter auszubauen.

Dazu wollen SPD und Griine den Aufbau und Ablauforganisation der Regionsverwaltung
optimieren.

Verwaltungsreform ist ein Prozess, bei dem u.a. teamorientiertes Arbeiten, schlanke Hierarchien
und Entscheidungskompetenz im Vordergrund steht.

Fir uns ist das Leitbild eines burgernahen kommunalen Dienstleisters maf3geblich. Daher wollen
wir mehr Kundenfreundlichkeit schaffen. Durch die Weiterentwicklung des Geb&ude- und
Energiemanagements wollen wir dartiber hinaus Kosten sparen.

EinzelmalRnahmen:
o Kontinuierliche Fort- und Weiterbildung als wesentliches Element der Personalentwicklung

e Schaffung eines Klimas des Vertrauens, der Stetigkeit und Verlasslichkeit innerhalb der
Verwaltung

o Einfuhrung der doppelten Buchfuhrung (Doppik), Einfihrung eines Produkthaushaltes, aus
dem ersichtlich wird, welche Leistungen aus den 6ffentlichen Geldern finanziert wurden

o Verlassliche Arbeit durch Zielvereinbarungen, Einfiihrung einer dezentralen
Ressourcenbewirtschaftung

e Einfihrung und Ausweitung neuer Arbeitsformen und Arbeitszeitmodelle wie z.B. Telearbeit,
gerade fir Menschen mit Kindern

o Verstarkte Besetzung von Fuhrungspositionen mit qualifizierten Frauen

e Intensivierung der Offentlichkeitsarbeit zur besseren Information tber die Leistungen und
Aufgaben der Region Hannover

¢ Qualitat sichern: Qualitatsmanagementprozesse in der Verwaltung einfiihren
¢ Keine betriebsbedingten Kiindigungen in der Regionsverwaltung

o Konsequente Anwendung des Gender Mainstreaming

e Einfuhrung eines Beschwerde- und Ideenmanagements

e Beteiligung von Burgerinnen und Birger, Verbanden und Interessengruppen an
Entscheidungsprozessen

e Erhalt und Ausbau der dezentralen Beratungs- und Betreuungsangebote vor Ort

o Weiterfilhrung des Energiemanagements: Belohnung von Energiesparen in den
Einrichtungen der Region

o Offentliche Ausschreibung der Energielieferung unter Ausschluss von Atomenergie und
mindestens 10% Strom aus regenerativen Energien

o Umweltvertraglichkeitskonzepte fur Beschaffungsvorgange
o Fortfiihrung von Modellen des “Einsparcontractings” mit Investoren aus der Energiewirtschaft
e Einfuhrung des Passivhausstandards fur alle Neubauten und bezuschusste Bauvorhaben

o Geeignete Dachflachen offentlicher Gebaude sollen zur Energiegewinnung zur Verfigung
gestellt werden
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18
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	 Nachnutzung von Bodenabbauten für den Natur- und Artenschutz



